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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BFE Bundesamt fur Energie

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

EICom Eidgendssische Elektrizitatskommission

ENSI Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

EU Européische Union

AKW Atomkraftwerk

NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken

DDR Deutsche demokratische republik

ZWILAG Zentrales Zwischenlager fur radioaktive Abféalle

DFJP Département fédéral de justice et police

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEN Office fédéral de I'énergie

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

EICom Commission fédéral de I'électricité

IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire

UE Union européenne

Centrale Centrale atomique

3hgppique Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
RDA République démocratique allemande

ZWILAG Centre de stockage intermédiaire
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur I'organisation de la Confédération
pour la mise en ceuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tdches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de I'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore étre défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
ceuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financiéres ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse posséde des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires a celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, a savoir I'Allemagne, la Finlande, la
France, Israél, I'ltalie et les Pays-Bas, ne posséde une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié a son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. '

Datenschutz und Statistik

Vor den Beratungen des Nationalrats waren Zeitungsverleger und Journalisten
gemeinsam an die Offentlichkeit getreten, um gegen den Kommissionsentwurf zu
protestieren. Wenn schon die Medien nicht aus dem Geltungsbereich des
Datenschutzgesetzes ausgeklammert werden sollen, sei es wichtig, das Einsichtsrecht
so weit zu prazisieren, dass es nicht zur Verhinderung von Publikationen eingesetzt
werden kénne. Die Gewerkschaften der Medienschaffenden liessen sich auch durch
den Kompromissbeschluss des Nationalrats nicht besénftigen. Sie forderten weiterhin,
dass - wie in Deutschland, Osterreich und den Niederlanden - das Datenschutzgesetz
nicht auf den Medienbereich angewendet werde. ?

Innere Sicherheit

Der Standerat befasste sich als Erstrat mit der Volksinitiative «§.0.S. - Schweiz ohne
Schnuffelpolizei» und dem vom Bundesrat im Vorjahr als indirekten Gegenvorschlag
vorgelegten neuen Bundesgesetz iliber die Wahrung der inneren Sicherheit. Ein Antrag
Onken (sp, TG), auf eine préventive polizeiliche Tatigkeit grundséatzlich zu verzichten,
deshalb die Initiative zur Annahme zu empfehlen und das Gesetz zur grindlichen
Uberarbeitung an die Regierung zuriickzuweisen, unterlag mit 32:2 (Initiative) resp. 31:3
Stimmen (Gesetz).

In der Detailberatung beantragten Danioth (cvp, UR) und Plattner (sp, BS), die prézise
Definition der Aufgabenbereiche bei der vorbeugenden Informationsbeschaffung (Art.
2) sowie der Bereiche, in denen eine préaventive Informationsbeschaffung nicht erfolgen
darf (Art. 3), bereits im Gesetz und nicht erst in der Verordnung vorzunehmen. Im
ersten Fall (Terrorismus, Spionage, verbotener Handel mit Waffen und strategisch
wichtigen technologischen Gutern) blieben sie in der Minderheit, bei den nicht
zulassigen Uberwachungsbereichen (Ausiibung politischer Rechte) konnten sie sich
knapp gegen den Bundesrat und die Kommissionsmehrheit durchsetzen. Heftig
umstritten war ein von Béguin (fdp, NE) und Danioth vorgelegter Antrag, im Rahmen der
praventiven Informationsbeschaffung auch eine Uberwachung des Telefon- und
Postverkehrs sowie den Einsatz von Abhdérgeraten anordnen zu koénnen. Dieser
Beschluss entsprach einer von Bundesanwaltin Del Ponte mit Nachdruck vertretenen
Forderung; eine éhnliche Gesetzesbestimmung wurde gleichzeitig in Deutschland unter
dem Titel «der grosse Lauschangriff» heftig debattiert. Die Verwendung derartiger
Mittel ausserhalb von Strafuntersuchungen ist in der Schweiz seit Oktober 1990 mangels
gesetzlicher Grundlagen nicht mehr zugelassen. Obwohl sich sowohl die
Kommissionsmehrheit - auch gestitzt auf die Empfehlung von Experten - als auch
Bundesrat Koller dagegen aussprachen, stimmte der Rat dem Antrag im Verhaltnis 21:14
zu. Die Massnahme soll vom Direktor des neuen Bundesamtes flr innere Sicherheit
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angeordnet werden kénnen, bedarf allerdings einer Genehmigung durch den Vorsteher
des EJPD.

Die neuen Vorschriften Uber die Sicherheitsiiberpriifungen fir bestimmte
Personenkategorien im 6ffentlichen Dienst und der Armee waren nicht bestritten. In
Abweichung von der bundesratlichen Vorlage beschloss der Sténderat aber, nur eine
einzige, fur Armee und Verwaltung zustandige Stelle mit dieser Aufgabe zu betrauen.
Auch die Vorschlage Uber den Personen- und Gebaudeschutz passierten ohne
wesentliche Abanderungen. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Stédnderat
das neue Gesetz mit einer Gegenstimme. ®

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein Gesetz iliber den
Einsatz von verdeckten Ermittlern bei der Polizei gab bei den Kantonen und den
blrgerlichen Parteien zu wenig Kritik Anlass. Die SP und der Schweizerische
Anwaltsverband lehnten das neue Gesetz hingegen ab; erstere, weil die Verfassung dem
Bund keine entsprechenden Kompetenzen einrdume, letzterer, weil die Arbeit von
verdeckten Ermittlern gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstossen wurde. Trotz dieser
grundsatzlichen Kritik beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Vorlage. Als zusatzliche Massnahme vor allem im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen forderte Bundesanwéltin Del Ponte wiederholt die Einfuhrung
einer Kronzeugenregelung nach italienischem oder deutschem Vorbild, welche
aussagewilligen Delinquenten Strafmilderung oder -verschonung zusichert. *

Die Rechtskommission des Nationalrats verabschiedete in Ausfiihrung einer 1996 gegen
den Widerstand der Linken Uberwiesenen parlamentarischen Initiative Frey (svp, ZH)
einen Beschluss fur die Erforschung der Beziehungen der Schweiz und ihrer Bewohner
zum Staatssicherheitsdienst (Stasi) der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik (DDR). Die Kommission fur Rechtsfragen war zum Schluss gekommen, dass
einzig eine historische Aufarbeitung durch vom Staat unabhangige Personen oder
Institutionen in Frage kommt. Nur damit sei es Uberhaupt moglich, vor Ablauf der
Sperrfristen Zugang zu den deutschen Archiven zu erhalten. Aus demselben Grund sei
explizit darauf zu verzichten, die Ergebnisse dieser Forschung spater als Beweismittel in
allfalligen strafrechtlichen Verfahren zu verwenden. Der von der Kommission dem
Parlament vorgeschlagene Bundesbeschluss zur Untersuchung des Verhaltnisses der
Schweiz zur ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik lehnt sich, insbesondere
was das Verbot der Aktenvernichtung, die Verpflichtung zu Auskunftserteilung und die
Wahrung des Amtsgeheimnisses betrifft, stark an den Bundesbeschluss vom Dezember
1996 Uber die Aufarbeitung der Weltkriegsgeschichte (Kommission Bergier) an. Im
Gegensatz zu den Intentionen der Initiative sollen dabei nicht nur die politischen und
nachrichtendienstlichen, sondern auch die wirtschaftlichen Beziehungen ausgeleuchtet
werden. ®

Trotz der Skepsis des Bundesrates stimmte der Nationalrat dem Beschluss Uber die
Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung der Beziehungen von schweizerischen
Personen und Unternehmen zur Staatssicherheitspolizei (Stasi) der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik zu. Er Uberwies in diesem Zusammenhang auch
eine Motion seiner Rechtskommission, welche den Bundesrat ersucht, die ndétigen
diplomatischen Schritte zu unternehmen, damit schweizerische Forscher Zugang zu
den sich in Deutschland, Russland und den USA befindlichen Quellen erhalten. Der
Bundesrat gab bekannt, dass entsprechende Zusicherungen aus Deutschland (Gauck-
Behdrde) vorliegen wirden, flr die beiden anderen Staaten aber kaum erhéltlich
seien. ¢

Ende April unterzeichnete Justizminister Koller gemeinsam mit seinen Amtskollegen aus
Deutschland, Osterreich und Liechtenstein bilaterale Abkommen lber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit. Damit wurde die bereits bisher praktizierte
Zusammenarbeit auf eine einwandfreie rechtliche Grundlage gestellt. Geregelt wird
dabei insbesondere die gegenseitige Hilfe bei Grossereignissen und Katastrophen, aber
auch die grenziberschreitende Observierung, Verfolgung und Festnahme von
Tatverdachtigen sowie der Informationsaustausch. Das Parlament hiess Vertrage mit
Italien und Frankreich Uber die polizeiliche Zusammenarbeit gut. Diese sehen eine
ahnliche Kooperation wie mit den nérdlichen und 6stlichen Nachbarstaaten vor, das
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Schwergewicht liegt aber auf der Zusammenarbeit bei der Bewaltigung des
Flichtlingsproblems.’

Die Vereinbarungen mit Deutschland, Osterreich und Liechtenstein (ber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit passierten das Parlament nicht ganz problemlos.
Die Linke beantragte Nichteintreten, weil der Vertrag mit Deutschland unter gewissen
Umstanden (die zuwenig genau definiert seien) die grenzliberschreitende verdeckte
Fahndung erlauben wirde und auch der Informationsaustausch den beteiligten
Polizeikraften zu viele Kompetenzen einrdume. Dieser Nichteintretensantrag wurde
zwar mit 104:56 Stimmen abgelehnt; aber bereits bei Art. 1.1.c kam es zu einer
Ruckweisung an die Kommission. Umstritten war die Bestimmung, dass in Abweichung
vom sonst international mehrheitlich geltenden Recht, Deutschland eine
Auslieferungen verlangen kann, wenn die Tat in der Schweiz zwar auch strafbar, aber
bereits verjahrt ist. Im zweiten Anlauf stimmte der Rat dieser Bestimmung zu, unter
anderem auch mit dem Argument, dass die internationale Tendenz in die Richtung
gehe, dass generell die Verjahrungsfristen des um Auslieferung ersuchenden Staates
massgebend sein sollen, um die Flucht von Straftédtern in Staaten mit kirzeren
Verjahrungsfristen zu verhindern. Der Stédnderat hiess die Vorlage einstimmig und
diskussionslos gut. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

In einem im Mai 2018 verdffentlichten Bericht mahnte die EICom, die
Stromversorgungssicherheit in der Schweiz sei vor allem in den Wintermonaten in
Zukunft nicht mehr vollstandig gewahrleistet. Einerseits wirden mittelfristig die AKW
in der Schweiz vom Netz gehen, wodurch ein zentrales Element der stabilen
Bandstromproduktion wegfalle, andererseits werde die Exportfahigkeit der
Nachbarlander aufgrund verschiedenster Umstrukturierungen in der Energiewirtschaft
- beispielsweise der Ausstieg Deutschlands aus der Atomenergie bis ins Jahr 2022 und
der Rickzug aus der Kohleenergie sowie die vermehrte Nutzung der unregelmassig
Strom liefernden Wind- und Solaranlagen - zunehmend infrage gestellt. Zudem habe
die Schweiz noch kein Stromabkommen mit der EU abgeschlossen, das einen
barrierefreien Zugang zum EU-Strombinnenmarkt erlauben wirde. Die Kommission
empfahl deshalb, dass in Zukunft auch im Winter ein substanzieller Teil der Elektrizitat
in der Schweiz produziert wird. Diesen Bericht nahm beispielsweise die UREK-SR zum
Anlass, um im Friihjahr 2019 eine entsprechende Motion einzureichen. ?

Im Oktober 2019 sickerte zur Presse durch, dass Fachleute des BFE die
Energieszenarien 2050 bezlglich der Laufzeit der Atomkraftwerke in der Schweiz
anpassen wollten. Demnach wiirde der Bund neu mit einer Laufzeit von 60 Jahren fiur
ein Werk rechnen und nicht wie bisher von 50 Jahren ausgehen. Dieses
Langzeitbetrieb-Szenario 2050+ wiirde bedeuten, dass das neuste AKW der Schweiz in
Leibstadt noch bis im Jahr 2044 am Netz bliebe. «Die Realitdt hat die bisher
unterlegten 50 Jahre Uberholt», zitierte die NZZ die BFE-Sprecherin mit Verweis auf
die Anlage Beznau |, die 2019 bereits ins 51. Betriebsjahr gestartet war. Wéhrend die
einen diese Verlangerung als Chance verstanden, weiterhin eine stabile
Stromproduktion im Inland aufrechtzuerhalten und die Atomkraft als eine Art
Brickenlésung zum noch andauernden Ausbau der erneuerbaren Energien zu
verwenden, sahen andere darin ein erhdhtes Risiko fur Unfélle sowie Fehlinvestitionen
in eine Uberholte Technologie.

Scharfe Kritik an den Schweizer Szenarien Ubte indes auch das deutsche
Bundesumweltministerium in Berlin, das sich im Oktober 2019 mit «dicker Post» an
Energieministerin Simonetta Sommaruga wandte, wie die Presse schrieb. Mit «[slehr
geehrte Frau Bundesratin, die geplanten Laufzeiten der Schweizer Atomkraftwerke
bereiten mir groBle Sorge», begann das Schreiben der parlamentarischen
Staatssekretéarin Rita Schwarzellhr-Sutter. Dass die verbleibenden vier AKWs der
Schweiz 60 Jahre laufen sollten, sei eine «fatale Fehlentwicklung», erklarte sie weiter.
Geméss dem Schreiben seien die Anlagen in Beznau «schnellstmoglich» und diejenigen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.1992
ANDRE MACH

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.12.1993
ANDRE MACH

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.03.2018
MARCO ACKERMANN

in Gosgen und Leibstadt, Letzteres nahe der deutschen Grenze, «zeitnah» vom Netz zu
nehmen. Zudem sei es «zwingend», bei Entscheiden Uber ldngere Laufzeiten auch die
Bevolkerung der Nachbarstaaten miteinzubeziehen, war dem Brief weiter zu
entnehmen. Energieministerin Simonetta Sommaruga stufte diese scharfen Worte aus
Berlin dem Tages-Anzeiger zufolge als unangemessen ein. In ihrer Antwort im November
hielt sich die Sozialdemokratin aber nuchtern und verwies auf die zwei
Volksabstimmungen von 2016 zur Atomausstiegsinitiative und 2017 zum Energiegesetz,
in welchen das Schweizer Stimmvolk den Neubau von Atomkraftwerken zwar verboten,
eine fixe Begrenzung der Laufzeit aber abgelehnt hatte. Die Kernkraftwerke in der
Schweiz durften ihren Betrieb fortsetzen, solange sie sicher seien, erklarte Sommaruga
die Schweizer Doktrin. ™

Kernenergie

Quelque 10'800 oppositions - la plupart issues d'Allemagne et d'Autriche sous la forme
de textes photocopiés - contre le projet de dépét intermédiaire pour déchets
radioactifs a Wiirenlingen (AG) ont été déposées lors de la seconde phase de la mise a
I'enquéte. Les principaux reproches portaient sur I'augmentation des transports de
déchets radioactifs et sur la solidité insuffisante des halles de stockage qui ne
résisteraient pas a la chute d'un avion. Les organisations écologistes préféreraient que
I'entreposage des déchets ait lieu sur le site méme des centrales nucléaires. "

Le Conseil fédéral a publié son message concernant I'autorisation générale pour le
dépdt intermédiaire central de déchets radioactifs, situé a proximité de I'institut Paul
Scherrer a Wirenlingen (AG). Cette autorisation était sollicitée par la société ZWILAG
qui réunit les propriétaires des principales centrales nucléaires suisses. Ce dépot
pourra recevoir des déchets radioactifs de toutes catégories. Dans son message, le
Conseil fédéral a également répondu aux multiples oppositions qui lui étaient
parvenues lors de la mise a I'enquéte. La ZWILAG s'est engagée a reprendre également
les déchets radioactifs relevant de la responsabilité de la Confédération, a savoir ceux
provenant de l'industrie, de la médecine et de la recherche; ces derniers ne
représentent toutefois qu'une faible proportion des déchets radioactifs produits en
Suisse, la majorité d'entre eux provenant essentiellement de I'exploitation des cing
centrales nucléaires. Les colts totaux du dépdt ont été évalués a quelques CHF 500
millions. La participation financiere de la Confédération a la construction du dépdt a
été fixée a CHF 30 millions, ce qui correspond approximativement au pourcentage de
déchets radioactifs a traiter qui relévent de la responsabilité de la Confédération. En
aolt, la société ZWILAG a transmis au Conseil fédéral une demande d'autorisation pour
la construction et I'exploitation du dépdt intermédiaire de Wurenlingen. Prés de 500
oppositions contre cette demande, dont une majorité émanant d'Allemagne, ont été
transmises au Conseil fédéral. La commune de Wurenlingen a également exigé des
rapports supplémentaires sur la sécurité de I'installation. ™

Der Entscheid des Ensi, dem AKW Beznau 1 die Wiederbetriebsaufnahme zu erlauben,
stiess in diversen Kreisen auf Widerstand und |6ste grosses Interesse in den Medien
aus. Die Grinen drohten mit der Lancierung einer Volksinitiative mit dem Ziel, Beznau 1
innert einem Jahr nach Annahme stillzulegen. Um bei einer Zwangsabschaltung
mogliche Schadenersatzforderungen seitens der Betreiberin Axpo auszuschliessen,
wirde der |Initiativtext so formuliert werden, dass nur geringe bis keine
Geldforderungen geltend gemacht werden kénnten. Mangels Absprache unter den
beteiligten AKW-Gegnern sah die Grine Partei spater vorerst von diesem Vorhaben ab.
Anstelle der Volksinitiative reichte die Griine-Fraktion eine Motion (18.3101) ein mit dem
Ziel, beiden Blocken von Beznau die Betriebsbewilligung zu entziehen. Zuvor hatte sie
auch schon mit einer bereits eingereichten Motion (18.3010) «Keine Lex Beznau»
versucht, einen vorlaufigen Verzicht auf die geplanten Verordnungsédnderungen im
Kernenergiebereich und auf eine Abschwachung der zuldssigen
Strahlenschutzbestimmungen zu erreichen.

Kritik zu diesen geplanten Verordnungsédnderungen kam auch seitens der SP. Diese
reichte, nebst dem Startschuss zur Unterschriftensammlung flr eine Petition «gegen
die Aufweichung der AKW-Sicherheit», beim UVEK eine Aufsichtsbeschwerde mit dem
Vermerk «Skandal» ein. Konkret richtete sich diese Beschwerde, wie auch schon die
Motion Kalin «Keine Lex Beznau», gegen das Vorhaben des Bundesrates, die
Anforderungen an die maximale Strahlenbelastung im Falle eines Erdbebens von einem
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Millisievert auf 100 Millisievert abzuschwéachen. Dies sei skandal6s, da betreffend diesen
Wert derzeit beim Bundesverwaltungsgericht ein Beschwerdeverfahren gegen das Ensi
vorliege und dem AKW Beznau die Betriebsbewilligung im Falle eines Grenzwertes von 1
Millisievert entzogen werden musste. In der Beschwerde forderte die SP deshalb, dass
der Axpo die Betriebsbewilligung fir Beznau 1 und 2 entzogen wird sowie dass die
geplanten Anderungen in den Verordnungen bis zum Ende des Rechtsstreits
aufgeschoben werden.

Fur Stirnrunzeln sorgte das Vorhaben des Bundesrates auch im burgerlichen Lager. So
forderte Standerat Damian Miller (fdp, LU) in einem eingereichten Postulat (18.3175)
einen Prifbericht im Bereich Strahlenschutz. Er sei zwar grundsatzlich nicht gegen den
Betrieb der bestehenden AKW, solange sie sicher seien, gerade Letzteres bezweifle er
angesichts der aussergewdhnlichen Anderung der Spielregeln wahrend eines
Rechtsverfahrens jedoch.

Des Weiteren meldeten sich auch aus dem Nachbarland Deutschland kritische Stimmen
aus verschiedenen Parteien, unter anderem von den Griinen, der SPD und der CDU, zur
erneuten Inbetriebnahme. Auch das Ministerium fur Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft des Bundeslandes Baden-Wdirttemberg kritisierte die geplanten
Anpassungen der Strahlenschutzbestimmungen in einem Brief an die Schweizer
Regierung.

Zuletzt ausserten auch die Kantone Zurich, Basel-Stadt, Waadt, Freiburg, Tessin,
Appenzell-Innerrhoden, Schwyz sowie Bern ihre Bedenken. Die Schwyzer Regierung
schrieb beispielsweise, man durfe die Sicherheitsanforderungen nicht abschwéchen,
und der Berner Regierungsrat bezeichnete die Senkung des Sicherheitsniveaus als
«nicht hinnehmbar». *

Alternativenergien

Bei einem Arbeitsbesuch im September 2018 trafen sich Bundesratin Doris Leuthard
und der deutsche Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier in Berlin, um gemeinsam
Uber die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens zu beraten. Im Zentrum der
Gesprache standen die Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU Uber ein
Stromabkommen, die langfristige Sicherstellung von und die Versorgung mit
erneuerbaren Energien sowie der Schutz der Schweizer Wasserkraft angesichts des
internationalen Preisdrucks. Als Ziel setzten sich die beiden Minister, bis Ende Jahr eine
gemeinsame Energie- und Klima-Agenda auszuarbeiten. ™
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